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Sie erhalten die Karteikarten Grundrechte 

zu einem vergünstigten Preis, wenn Sie sie 

zusammen mit diesem Skript erwerben.

Bei den Grundrechten handelt es sich nicht um unverbindliche programmatische Aus-

sagen, sondern um unmittelbar geltendes Recht, welches alle Staatsorgane zu beachten 

haben. Aber sie sind nicht nur elementarer Bestandteil und Grundlage des Grund-

gesetzes, sondern auch ein „Dauerbrenner“ in Examensklausuren – sei es in grund-

rechtsspezifi schen Aufgabenstellungen oder in den Auswirkungen der Grundrechte 

auf andere Rechtsbereiche des öffentlichen Rechts und des Privatrechts.

Das Skript stellt den relevanten Stoff so dar, wie er im Examen benötigt wird. Sie fi nden 

alle prüfungsrelevanten Schwerpunkte zu den einzelnen Grundrechten sowie auch zu 

den verfassungsprozessualen Grundsätzen und Verfahren (insbesondere Verfassungs-

beschwerde).

Die Neuaufl age verbindet die Vorteile der bewährten Darstellung anhand von 28 Fällen
und zahlreichen Beispielen mit einer vorgezogenen abstrakten Darstellung zur Ein-

führung in die jeweilige Problematik. Aufbauschemata als unerlässliche Grundlage 

für die eigene Klausurlösung und Strukturübersichten zur Einordnung der behandel-

ten Probleme runden die Darstellung ab. Fallübergreifende Übersichten dienen zur 

Schnellerfassung und Wiederholung des Stoffes.
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1. Abschnitt

1. Teil: Grundrechte – Allgemeiner Teil

1Bei den Grundrechten handelt es sich nicht um unverbindliche programmatische Aus-
sagen, sondern um, wie es Art. 1 Abs. 3 GG ausdrückt, „unmittelbar geltendes Recht“,
welches alle Staatsorgane zu beachten haben. Die Grundrechte bilden gemeinsam mit
dem übrigen Verfassungsrecht die Spitze der Rechtsordnung, sind also insbesondere
gegenüber den einfachen Gesetzen höherrangiges Recht. Letzteres lässt sich auch
Art. 1 Abs. 3 GG entnehmen, wenn dort zum Ausdruck kommt, dass die Grundrechte
auch die Gesetzgebung binden.

Die unmittelbare Geltung der Grundrechte zwischen dem Einzelnen und der öffentli-
chen Gewalt, insbesondere auch der Gesetzgebung, und die Möglichkeit des Einzelnen,
seine subjektiven Rechte aus den Grundrechten mit der Verfassungsbeschwerde gel-
tend zu machen, zeigen die überragende Bedeutung der Grundrechte für die Men-
schen. Während früher (vgl. dazu noch unten zur geschichtlichen Entwicklung) die
Grundrechte lediglich Programmsätze ohne Bindungswirkung waren, sodass Grund-
rechte eine „leere Hülle“ waren, kommt ihnen heute im Verhältnis Bürger – Staat eine
überragend wichtige Bedeutung zu. Die Grundrechte stellen uns Bürgern die höchsten

Abwehrrechte gegen den Staat zur Verfügung.

1. Abschnitt: Stellung und Funktion der Grundrechte

2Während formal, nach der Überschrift über dem 1. Abschnitt des GG, lediglich die Art. 1
bis 19 GG Grundrechte enthalten (formeller Grundrechtsbegriff), sind Grundrechte
auch alle Verfassungsnormen, die das Verhältnis des einzelnen Menschen zum Staat in
einer für beide Teile verbindlichen Weise regeln (materieller Grundrechtsbegriff).
Zu den Grundrechten im materiellen Sinne gehören neben den Gewährleistungen der
Art. 1–19 GG also auch die grundrechtsgleichen Rechte der Art. 20 Abs. 4, 33, 38, 101,
103 und 104 GG. Diese sind nach ihrer Struktur und Geschichte den Grundrechten aus
Art. 1–19 GG vergleichbar und können prozessual ebenso wie diese mit der Verfas-
sungsbeschwerde geltend gemacht werden.1 Sie enthalten ebenso wie die (formalen)
Grundrechte subjektive Abwehrrechte des Bürgers gegen den Staat.

Hinweis: Die grundrechtsgleichen Rechte sind in Art. 94 Abs. 1 Nr. 4a GG aufgezählt.

3Beispiel: K betreibt ein Kino und wird zu einer sog. „Filmabgabe“ nach dem Filmfördergesetz (FFG)
herangezogen. Gegen die Abgabenbescheide klagt K verwaltungsgerichtlich und bleibt auch beim
BVerwG erfolglos. Kann K eine Verfassungsbeschwerde zum Bundesverfassungsgericht erheben mit
der Begründung, Art. 101 Abs. 1 S. 2 GG sei verletzt, da das Bundesverwaltungsgericht die Frage der Ver-
einbarkeit des FFG mit dem Beihilferecht der Europäischen Union (Art. 107 Abs. 3 AEUV) nicht dem Ge-
richtshof der Europäischen Union zur Entscheidung vorgelegt habe?

Nach Art. 94 Abs. 1 Nr. 4a GG kann jedermann die Verfassungsbeschwerde mit der Behauptung erheben,
in seinen Grundrechten oder in seinen Rechten u.a. aus Art. 101 GG verletzt zu sein. Gemäß Art. 267
AEUV entscheidet der Gerichtshof der Europäischen Union, der gesetzlicher Richter i.S.d. Art. 101 Abs. 1
S. 2 GG ist, im Wege des Vorabentscheidungsverfahrens über die Auslegung der Verträge. Nach Art. 267
Abs. 3 AEUV ist ein mitgliedsstaatliches Gericht, dessen Entscheidungen selbst nicht mehr mit Rechts-
mitteln des innerstaatlichen Rechts angefochten werden können, verpflichtet, eine derartige Frage
dem Gerichtshof vorzulegen. Daher wäre K in seinem grundrechtsgleichen Recht aus Art. 101 Abs. 1 S. 2 GG

1 Sachs, GG, Vorbem. zu Abschn. I Rn. 17.
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verletzt, wenn das BVerwG die Frage der Vereinbarkeit des FFG mit dem Beihilferecht der Europäischen
Union (Art. 107 Abs. 3 AEUV) dem Gerichtshof zur Entscheidung vorlegen musste. Eine Verfassungsbe-
schwerde des K wäre damit zulässig.2

A. Geschichte der Grundrechte

4 Einige Aussagen des GG und Auslegungen der Grundrechte werden erst deutlich, wenn
man sich kurz die historische Entwicklung des GG vor Augen führt. Vor allem in der
mündlichen Prüfung (Einstieg in das Prüfungsgespräch), aber auch in Klausuren werden
Sie manchmal eine Auslegung des GG unter Beachtung der geschichtlichen Hintergrün-
de vornehmen müssen.

Beispiel: So wird bis heute hinsichtlich der Frage eines materiellen Prüfungsrechts des Bundespräsi-
denten bei der Ausfertigung von Gesetzen argumentiert, dass der Bundespräsident im Unterschied zu
dem Reichspräsidenten der Weimarer Zeit nur eine schwache Stellung inne hat, und daher dem Bun-
despräsidenten ein solch starkes Recht wie die materielle Überprüfung von Gesetzen nicht zustehen
könne.

I. Vorläufer des Grundgesetzes

1. Paulskirchenverfassung, 1848/49

5 Ein Vorläufer des GG war die Paulskirchenverfassung von 1848/49, die nach der März-
revolution 1848 in der Frankfurter Paulskirche erarbeitet und verabschiedet wurde. Da-
rin war ein Bundesstaat mit dem preußischen König als Erbkaiser und einer gewählten
Volksvertretung vorgesehen. Auch ein Grundrechtskatalog war in der Paulskirchenver-
fassung enthalten. Sie trat jedoch nie in Kraft, da sie vom preußischen König und ande-
ren Einzelstaaten abgelehnt wurde.

2. Reichsverfassung, 1871

6 Ein weiterer Vorläufer des GG war die Reichsverfassung von 1871, die nach der Grün-
dung des Deutschen Reiches in Kraft trat. Sie enthielt im Gegensatz zur Paulskirchenver-
fassung keinen Grundrechtskatalog. Der Deutsche Kaiser war Staatsoberhaupt, es exis-
tierte eine gewählte Volksvertretung, ein Parlament – der Reichstag. Dieser hatte zwar
das Gesetzgebungsrecht; Gesetze bedurften aber stets der Zustimmung des Bundes-
rats, der sich aus Vertretern der 25 Bundesstaaten des Deutschen Reiches zusammen-
setzte. Der Reichskanzler, der die Regierungsgeschäfte führte, wurde allein vom Kaiser
ernannt und konnte auch von ihm entlassen werden.

3. Weimarer Reichsverfassung (WRV), 1919

7 Die Weimarer Reichsverfassung (WRV) von 1919 wurde nach dem Ende des Kaiserrei-
ches in Weimar erlassen. Sie enthielt einen Grundrechtsteil, es war aber unklar, inwie-
weit auch der Gesetzgeber an die Grundrechte gebunden ist.

Staatsoberhaupt war der Reichspräsident, der auf sieben Jahre direkt vom Volk gewählt
wurde. Der Reichstag wurde ebenfalls vom Volk gewählt. Vom Vertrauen des Reichstags

2 BVerfG RÜ 2014, 182.
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abhängig war die Reichsregierung (Reichskanzler und Reichsminister). Der „Reichsrat“,
der sich aus Vertretern von 18 deutschen Ländern zusammensetzte, war das Vertre-
tungsorgan der Länder bei der Gesetzgebung und der Verwaltung, hatte aber geringe-
ren Einfluss auf die Gesetzgebung als der heutige Bundesrat.

Der Reichspräsident konnte auf der Grundlage des Art. 48 WRV Notverordnungen ver-
fügen, die von der Reichsregierung beschlossen wurden. Somit konnte die Reichsregie-
rung am Parlament „vorbeiregieren“. Ab 1930 wurde davon intensiv Gebrauch gemacht
und auf den Reichstag keine Rücksicht mehr genommen („Präsidialkabinette“).

4. NS-Zeit

8In der NS-Zeit wurde die Weimarer Reichsverfassung praktisch außer Kraft gesetzt. Die
Reichsregierung wurde durch das Ermächtigungsgesetz vom 23.03.1933, das zunächst
für vier Jahre galt und dann mehrfach bis 1945 verlängert wurde, ermächtigt, Gesetze
ohne den Reichstag und den Reichsrat zu erlassen. Die Gewaltenteilung wurde dadurch
vollends beseitigt. Wozu das führte, ist bekannt.

II. Entstehung und Entwicklung des Grundgesetzes

9Nach dem Zusammenbruch des Deutschen Reiches im Mai 1945 wurden zunächst die
Länder reorganisiert; die Länder existierten also vor dem Bund. In den Ländern der drei
westlichen Besatzungszonen wurden die Ministerpräsidenten von den drei Militärgou-
verneuren dazu aufgefordert, eine verfassunggebende Nationalversammlung einzube-
rufen.

1. Herrenchiemseer Konvent und Parlamentarischer Rat

10Nach Vorarbeiten durch das von den Ministerpräsidenten einberufene Herrenchiem-
seer Konvent im August 1948, das einen ersten Entwurf erarbeitete, trat in Bonn der Par-
lamentarische Rat zusammen, dessen Mitglieder von den Landtagen gewählt wurden.
Der Parlamentarische Rat erstellte nach langen Diskussionen die endgültige Fassung
des Grundgesetzes. Dieses wurde von den westdeutschen Landtagen angenommen.

Allein der Bayerische Landtag stimmte dagegen, da ihm die neue Staatsorganisation zu zentralistisch er-
schien. Gleichzeitig aber erklärte der Landtag, dass „die Rechtsverbindlichkeit dieses Grundgesetzes auch für
Bayern anerkannt“ wird.

Die Militärgouverneure genehmigten das Grundgesetz am 12. Mai 1949. Das Grundge-
setz wurde am 23.05.1949 verkündet und trat am 24.05.1949 in Kraft (Art. 145 Abs. 2 GG).
Die Bundesrepublik Deutschland als westdeutscher Teilstaat war gegründet.

11Jedoch wurde das Grundgesetz als Provisorium begriffen, wollte man doch die deut-
sche Teilung nicht vertiefen. Deshalb wurde der Begriff „Verfassung“ vermieden und der
Begriff „Grundgesetz“ gewählt. Die alte Fassung der Präambel (die im Zuge der Wieder-
vereinigung neugefasst wurde) sprach davon, dass das Grundgesetz beschlossen wur-
de, „um dem staatlichen Leben für eine Übergangszeit eine neue Ordnung zu geben“.
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2. Wiedervereinigung

12 Über den „Beitrittsartikel“ (Art. 23 GG a.F.) wurde auch die Wiedervereinigung vorge-
nommen. Die Einzelheiten regelte der Einigungsvertrag vom 31.08.1990. Durch Art. 3
des Einigungsvertrags wurde, dem Auftrag des Art. 23 Abs. 1 S. 2 GG a.F. folgend, das GG
für „die neuen Länder“ und den Ostteil von Berlin am 03.10.1990 in Kraft gesetzt.

B. Standorte der Grundrechte

13 Neben den Grundrechten im GG enthalten auch andere Rechtsordnungen Grund-
rechte. Zu nennen sind hier insbesondere:

14 n die Grundrechte in den Landesverfassungen. Grundrechte in den Landesverfassun-
gen behalten gemäß Art. 142 GG trotz Art. 31 GG, wonach Bundesrecht das Landes-
recht bricht, ihre Gültigkeit. Die Grundrechte des Grundgesetzes und der Landesver-
fassungen schützen jedoch jeweils nur ein und dasselbe Grundrecht.3 In der Fallbe-
arbeitung sind landesrechtliche Grundrechte deshalb nicht gesondert zu prüfen, es
sei denn, sie können ausnahmsweise für die Auslegung eines bundesrechtlichen
Grundrechts herangezogen werden. Die Länder können die grundgesetzlich ge-
währleisteten Freiheiten aber erweitern.4 So ist z.B. in Art. 4 Abs. 2 LVerf NRW ein
Grundrecht auf Datenschutz garantiert, das im Grundgesetz nicht (ausdrücklich) ent-
halten ist.

15 n die Grundrechte nach der EU-Grundrechte-Charta. In der GRCh ist die Gesamtheit
der bürgerlichen, politischen, wirtschaftlichen und sozialen Rechte der europäischen
Bürgerinnen und Bürger sowie aller im Hoheitsgebiet der Union lebenden Personen
zusammengefasst. 

16 Nach Art. 51 Abs. 1 S. 1 GRCh gilt die Charta (die rechtlich mit EUV und AEUV gleich-
rangig ist, vgl. Art. 6 Abs. 1 EUV) für die Mitgliedstaaten ausschließlich bei der

Durchführung des Rechts der Union. Nähere Einzelheiten zu den EU-Grundrechten,
insbesondere auch zur Bindung der Mitgliedsstaaten, werden im AS-Skript „Europa-
recht“ (2025), Rn. 486 ff. dargestellt.

17 n die Grundrechte (Menschenrechte) nach der EMRK. Die EMRK ist Bestandteil der
deutschen Rechtsordnung, und zwar im Rang eines einfachen Bundesgesetzes.5

Als einfaches Bundesgesetz (Art. 59 Abs. 2 S. 1 GG) bindet die EMRK nach Art. 20
Abs. 3 GG die vollziehende Gewalt und die Rspr., aber anders als die Grundrechte des
GG (vgl. Art. 1 Abs. 3 GG) nicht auch die Gesetzgebung. Das Bundesverfassungsge-
richt hat in dem durch Art. 1 Abs. 2 GG besonders verbürgten Schutz eines Kernbe-
standes an internationalen Menschenrechten i.V.m. Art. 59 Abs. 2 S. 1 GG die verfas-
sungsrechtliche Pflicht begründet gesehen, bei der Anwendung der deutschen
Grundrechte die EMRK als Auslegungshilfe für die Bestimmung von Inhalt und
Reichweite der Grundrechte heranzuziehen und darüber hinaus das einfache Recht

3 BVerfGE 22, 267, 271.
4 Lindner JuS 2018, 233, 235.
5 BVerwG RÜ 2014, 389.

RÜ-Video 08/18
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EMRK-konform auszulegen.6 Auf die Berücksichtigung der EMRK besteht auch ein
subjektiv-rechtlicher Anspruch der Bürger, der prozessual durchsetzbar ist: „Das Bun-
desverfassungsgericht hält es für geboten, dass ein Beschwerdeführer gestützt auf
das einschlägige Grundrecht mit der Verfassungsbeschwerde rügen können muss,
dass ein staatliches Organ eine Konventionsbestimmung oder eine Entscheidung
des EGMR missachtet oder nicht berücksichtigt hat.“7

18Klausurhinweis: In Klausuren spielen die Grundrechte außerhalb des GG nur eine unter-
geordnete Rolle. Sie können aber insbesondere für die Auslegung und das Verständnis der
Grundrechte von Bedeutung sein.

C. Systematisierung der Grundrechte

I. Arten der Grundrechte

19Es werden insbesondere drei Arten von Grundrechten nach der Art des gewährleisteten
Rechts unterschieden:

n Freiheits(grund)rechte,

n Gleichheits(grund)rechte und

n Justizgrundrechte (die auch Verfahrensrechte genannt werden).

20Daneben sind die grundrechtsgleichen Rechte zu beachten. Diese enthalten – wie
oben bereits erwähnt – subjektive Abwehrrechte des Bürgers gegen den Staat, sind
aber formal nicht im Grundrechtekatalog der Art. 1–19 GG geregelt. 

Hinweis: Auch grundrechtsgleiche Rechte sind entsprechend zu systematisieren. So enthält Art. 38 Abs. 1 S. 1
GG zwei Gleichheitsrechte (allgemein, gleich) und drei Freiheitsrechte (unmittelbar, frei, geheim). Aber Vor-
sicht: Obwohl Art. 38 GG in Art. 94 Abs. 1 Nr. 4a GG „pauschal“ genannt ist, stellt Art. 38 Abs. 1 S. 2 (freies Man-
dat des Abgeordneten) kein grundrechtsgleiches Recht dar. Grundrechte sind Abwehrrechte des Bürgers ge-
gen den Staat, nicht des Staates gegen den Staat (Konfusionsargument). Wenn ein Abgeordneter aus seinem
freien Mandat vorgeht, beruft er sich als Teil des Staates darauf nicht als „Bürger“. In diesem Fall kann der Ab-
geordnete im Wege des Organstreitverfahrens gemäß Art. 94 Abs. 1 Nr. 1 GG eine Überprüfung durch das
Bundesverfassungsgericht herbeiführen.

Eine Unterscheidung der Grundrechte ist für eine Klausur wichtig, da Grundrechte un-
terschiedlich geprüft werden. So werden Freiheitsrechte grundsätzlich dreistufig ge-
prüft (Schutzbereich – Eingriff – Verfassungsrechtliche Rechtfertigung), während Gleich-
heitsrechte zweistufig geprüft werden (Ungleichbehandlung – Rechtfertigung).

6 BVerfG RÜ 2018, 524 mit RÜ-Video 08/18 unter t1p.de/s4ls; BVerwG RÜ 2014, 389; BVerfGE 111, 307, 329; Sachs, GG,
Art. 93 Rn. 29 f.

7 BVerfG NJW 2011, 1931.
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21

22 II. Grundrechtskonkurrenzen

Auch hängt die Prüfreihenfolge von der Art der Grundrechte ab (Freiheitsrechte vor
Gleichheitsrechten). Innerhalb der Freiheitsrechte gilt Folgendes:

Wird das Verhalten des Grundrechtsträgers von mehreren Grundrechten geschützt,
stellt sich die Frage nach Konkurrenzen bzw. eines Spezialitätsverhältnisses. Dafür gel-
ten folgende Grundsätze:

23 n Anwendungs-/Idealkonkurrenz: Grundsätzlich sind die verschiedenen besonde-

ren Freiheits-/Gleichheitsrechte nebeneinander anwendbar. Das bedeutet, dass
der staatliche Eingriff an allen betroffenen Grundrechten zu messen ist.8

Beispiel: Eine Wohnungsverweisung mit einem Rückkehrverbot zum Schutze vor häuslicher Ge-
walt nach dem PolG greift in die Schutzbereiche der Freizügigkeit (Art. 11 GG), der Wohnung (Art. 13
GG) und der Eigentumsgarantie (Art. 14 GG) ein. Daneben wird grundsätzlich auch ein Eingriff in
Art. 6 GG (Ehe, Familie) gegeben sein. Alle Grundrechte werden nebeneinander geprüft. Lediglich
Art. 2 Abs. 1 GG tritt im Wege der Subsidiarität dahinter zurück.

24 Das Hauptproblem im Rahmen einer Idealkonkurrenz stellt die sog. Schrankendi-

vergenz dar. Trifft ein Grundrecht mit einem einfachen Gesetzesvorbehalt („ ... durch
oder aufgrund eines Gesetzes ...“) auf ein Grundrecht, das durch einen qualifizierten
Gesetzesvorbehalt oder lediglich durch verfassungsimmanente Schranken begrenzt
wird stellt sich die Frage, welche Schranken anzuwenden sind.

Grundrechte

Freiheitsrechte

 Allgemeine Handlungsfrei-
heit: Art. 2 Abs. 1 GG

 Spezielle Freiheitsrechte

Gleichheitsrechte

 Allgemeine Gleichheits-
rechte: Art. 3 Abs. 1 GG

 Speziell: Art. 3 Abs. 2, 
Abs. 3, 33 Abs. 1–3, 
38 Abs. 1 S. 1 GG (Wahl-
rechtsgleichheit)

Justizgrundrechte

 Art. 19 Abs. 4 GG

 Art. 101, 103 Abs. 1–3, 
104 GG

Katalog, 
Art. 1–19 GG

Grundrechtsgleiche Rechte,
vgl. Aufzählung in

Art. 94 Abs. 1 Nr. 4a GG

 Art. 20 Abs. 4 GG: Widerstandsrecht

 Art. 33 Abs. 1–3 GG: Staatsbürgerliche
Rechte

 Art. 38 Abs. 1 S. 1 GG: Wahlrechtgrundsätze

 Art. 101, 103 Abs. 1–3, 104 GG: Justizgrund-
rechte

Arten der Grundrechte

8 Brade/Gentzsch JuS 2024, 1027, 1029.
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Während die Detailfragen in diesem Bereich bis heute ungeklärt sind, besteht jedoch
insoweit Einigkeit, dass im Rahmen der Konkurrenzen jedenfalls nicht die besonde-
ren Schrankenanforderungen anderer Grundrechte umgangen werden dürfen.9

Beispiel: Nach überwiegender Auffassung muss für eine Versammlung i.S.d. Art. 8 Abs. 1 GG der ge-
meinsam verfolgte Zweck in einer Meinungsbildung und -äußerung liegen. Damit stellt sich die
Frage, ob ein Eingriff in die Versammlungsfreiheit ebenfalls anhand des Art. 5 Abs. 1 S. 1 Fall 1 GG zu
messen ist (Meinungsäußerung des Einzelnen). Dies wird insbesondere deshalb wichtig, weil Art. 8
Abs. 2 GG einen einfachen Gesetzesvorbehalt, Art. 5 Abs. 2 GG dagegen einen qualifizierten Geset-
zesvorbehalt regelt. 

Richtet sich ein Versammlungsverbot vorrangig gegen die kollektive Meinungsäußerung, wäre
daher neben Art. 8 GG ebenfalls Art. 5 Abs. 1 S. 1 Fall 1 GG zu prüfen mit dem engeren qualifizierten
Gesetzesvorbehalt.10 Wird ein Versammlungsverbot dagegen wegen des gewählten Ortes der Ver-
sammlung (z.B. Autobahn) ausgesprochen, richtet sich dieses ausschließlich nach Art. 8 GG.

25n Einzelfallspezialität: Ausnahmsweise kann ein geschütztes Verhalten im Einzel-

fall durch ein besonderes Freiheits-/Gleichheitsrecht so speziell und vorrangig ge-
schützt sein, dass dann ein besonderes Grundrecht das andere besondere Grund-
recht verdrängt.11 In diesem Fall ist dann ausschließlich das sachlich näherste-

hende Grundrecht zu prüfen.

Beispiel: Das gesetzliche Verbot, in Gaststätten zu rauchen, greift in den Schutzbereich der Berufs-
freiheit (Art. 12 GG) der Gaststättenbetreiber ein. An der Eigentumsgarantie (Art. 14 Abs. 1 GG) ist
das Rauchverbot dagegen nicht zu messen. Zwar berührt es auch das durch Art. 14 Abs. 1 GG ge-
schützte Hausrecht, der Schwerpunkt des Eingriffs liegt jedoch nicht in der Begrenzung der Inne-
habung und Verwendung dieser Vermögensposition, sondern in der Beschränkung der individuel-
len Erwerbstätigkeit des Gastwirts. Der Schutz der Eigentumsgarantie tritt daher hinter der Berufs-
freiheit zurück.12

Weiteres Beispiel: Bei der sog. „engagierten Kunst“, die eine bestimmte Meinung ausdrücken will
(Satire, Karikatur), tritt die Meinungsäußerungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 S. 1 Fall 1 GG) hinter der Kunst-
freiheit (Art. 5 Abs. 3 S. 1 GG) zurück.13

26n Allgemeine Spezialität: Die besonderen Freiheits- und Gleichheitsrechte gehen
der allgemeinen Handlungsfreiheit (Art. 2 Abs. 1 GG) und dem allgemeinen

Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG) vor (lex specialis vor lex generalis).

Beispiel: Art. 8 Abs. 1 GG (Versammlungsfreiheit) verdrängt Art. 2 Abs. 1 GG (allgemeine Handlungs-
freiheit). 

Gegenbeispiel: Eine unfriedliche Versammlung fällt nicht in den Schutzbereich des Art. 8 Abs. 1 GG,
sodass diese durch Art. 2 Abs. 1 GG „geschützt“ wird.

9 Sodan, GG, vor Art. 1 Rn. 71; Jarass/Pieroth, GG, vor Art. 1 Rn. 17.
10 BVerfG RÜ 2004, 602, 604; BeckOK, GG, Art. 8 Rn. 38.
11 Michael/Morlok Rn. 57.
12 BVerfG RÜ 2008, 587.
13 BVerfG NStZ 1988, 21.
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D. Grundrechtsbindung

27 Die Grundrechte binden gemäß Art. 1 Abs. 3 GG die Gesetzgebung, die vollziehende
Gewalt und die Rspr. als unmittelbar geltendes Recht.

I. Öffentlich-rechtliches Staatshandeln

Während die Grundrechtsbindung der beiden Staatsgewalten „Gesetzgebung“ und
„Rechtsprechung“ unproblematisch ist, stellen sich bei der Grundrechtsbindung der

vollziehenden Gewalt verschiedene Fragen.

28 n Der Begriff der „vollziehenden Gewalt“ i.S.d. Art. 1 Abs. 3 GG ist umfassend zu ver-
stehen. Über die Verwaltung hinaus werden die Regierung, die Bundeswehr sowie
Personen, die von der Verwaltung zur Erfüllung ihrer Aufgaben eingesetzt werden
(Beliehene14 und Verwaltungshelfer) erfasst.

29 n Auch die Träger mittelbarer Staatsgewalt (z.B. Gemeinden, Kreise, Hochschulen,
öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten, berufsständische Kammern) sind „vollzie-
hende Gewalt“ i.S.d. Art. 1 Abs. 3 GG.15

30 n Die Grundrechtsbindung der Kirchen als „vollziehende Gewalt“ ist differenziert zu
behandeln. Soweit die Maßnahmen ausschließlich den innerkirchlichen Bereich

betreffen, ist eine Bindung an die Grundrechte über Art. 1 Abs. 3 GG abzulehnen. Dies
gilt z.B. für die Ämterhoheit der Kirchen. Ohne grundrechtlichen Beschränkungen zu
unterliegen, sind sie befugt, Ämter nach eigenen Auswahlkriterien zu vergeben, so-
weit sie die für alle geltenden Gesetze achten.

Wird jedoch hoheitliche Gewalt ausgeübt, z.B. im Kirchensteuerrecht oder im Be-
reich kirchlicher Ersatzschulen, ist von ihrer Grundrechtsbindung gemäß Art. 1
Abs. 3 GG auszugehen.16

II. Grundrechtsbindung im Ausland

31 Die Grundrechtsbindung der deutschen Staatsgewalt gilt (jedenfalls) im Bundesge-
biet. Fraglich könnte aber sein, ob für die Bindung an die Grundrechte ein territorialer
Bezug erforderlich ist, oder ob die deutsche Staatsgewalt auch im Ausland an die
Grundrechte gebunden ist, insb. dann, wenn Ausländer im Ausland betroffen sind.

14 Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 1 Abs. 3 Rn. 127.
15 Sodan, GG, Art. 1 Rn. 32.
16 Jarass/Pieroth, GG, Art. 1 Rn. 37.

Fall 1: Auslandsspionage

Nach dem Gesetz über den Bundesnachrichtendienst (BNDG), insbesondere den
§§ 19 ff. BNDG, darf der Bundesnachrichtendienst (BND) eine strategische Fernmel-
deaufklärung betreiben. Dabei durchforstet der BND anhand bestimmter Suchbe-
griffe große Datenströme auf interessante Informationen. Dies wird damit begrün-
det, dass vor allem für Erkenntnisse aus Regionen, in denen die Gewinnung mensch-
licher Quellen schwierig und besonders gefährlich ist, der BND auf die Fernmeldeauf-
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32Die Grundrechtsbindung des Staates korrespondiert mit einer Grundrechtsbe-

rechtigung derjenigen, die durch die jeweiligen Grundrechtsgarantien geschützt

werden. Das GG unterscheidet zwischen den „Deutschen- oder Bürgerrechten,“ die nur
für Deutsche gelten, und den sog. „Jedermann- oder Menschenrechten.“ Diese Grund-
rechte ohne einen personalen Bezug gelten auch für Ausländer. Die Grundrechtsbin-
dung des Staates gegenüber Ausländern (soweit Jedermannrechte betroffen sind)
könnte aber auf das deutsche Staatsgebiet beschränkt sein. Es stellt sich die Frage
nach einer Auslandsgeltung von Grundrechten.

33I. Für eine Bindung des Staates an die deutschen Grundrechte auch außerhalb des deut-
schen Staatsgebietes spricht bereits der Wortlaut des Art. 1 Abs. 3 GG. Danach binden
die Grundrechte die Staatsgewalt, ohne dass diese Bindung territorial beschränkt wäre.17

II. Für eine Bindung des Staates an die Grundrechte auch im Ausland spricht auch die
historische Auslegung. Art. 1 Abs. 3 GG zielte insbesondere in Reaktion auf die natio-
nalsozialistische Gewalt- und Willkürherrschaft auf eine umfassende, in der Menschen-
würde wurzelnde Grundrechtsbindung und war bereits 1949 in die Überzeugung ein-
gebettet, dass die Bundesrepublik in der internationalen Staatengemeinschaft ihren
Platz als rechtsstaatlicher Partner finden müsse. Dies kommt auch in der Präambel sowie
in Art. 1 Abs. 2 GG und Art. 24 und 25 GG zum Ausdruck. Insbesondere Art. 1 Abs. 2 GG
spricht von den unverletzlichen und unveräußerlichen Menschenrechten. Dies spricht
für einen allumfassenden Schutz der Menschenrechte durch die deutsche Verfassung.

III. Letztlich entspricht eine Grundrechtsbindung der deutschen Staatsgewalt bei einem
Handeln gegenüber Ausländern im Ausland auch der Einbindung der Bundesrepublik
Deutschland in die internationale Staatengemeinschaft.18 Dass die Grundrechte des
Grundgesetzes mit der Gewährleistung der Menschenrechte verknüpft sind, zeigt auch
die st.Rspr. des Bundesverfassungsgerichts, nach der die Grundrechte des Grundgeset-
zes im Lichte der internationalen Menschenrechtsverbürgungen auszulegen sind.
Mit dieser Verknüpfung der Grundrechte und der Gewährleistung der Menschenrechte
wäre ein Verständnis der Grundrechte des Grundgesetzes, das deren Geltung an der
Staatsgrenze enden lässt und deutsche Stellen gegenüber Ausländern im Ausland von
ihrer Verpflichtung auf die Grund- und Menschenrechte entbindet, nicht vereinbar. Glei-
ches gilt für die st.Rspr. des Bundesverfassungsgerichts, wonach die Europäische Men-

schenrechtskonvention bei der Auslegung der Grundrechte heranzuziehen ist.

klärung angewiesen sei. J ist ausländischer Journalist und Menschenrechtler und ar-
beitet investigativ im Bereich Korruption und Terrorismus. Er befürchtet, dass er in
den Fokus des BND gerät und fürchtet insbesondere auch um den Schutz seiner In-
formanten. J meint, die Regelungen des BNDG verletzen Art. 10 GG und Art. 5 Abs. 1
S. 2 GG (Pressefreiheit). 

Ist der Staat überhaupt an Grundrechte gebunden, wenn Ausländer im Ausland be-
troffen sind?

17 Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 10 Rn. 89; Hölscheidt Jura 2017, 148, 151; Schmahl NJW 2020, 2221(2222).
18 BeckOK GG, Art. 10 Rn. 48.
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34 IV. Gegen eine Grundrechtsbindung deutscher Staatsgewalt für Ausländer im Ausland
könnte noch sprechen, dass dann eine Abgrenzung zu den Handlungen der auswärti-
gen Staaten und deren Rechtsordnung notwendig wäre. Dabei ist jedoch zu bedenken,
dass die Bindung an die deutschen Grundrechte nur eine Verantwortlichkeit und

Verantwortung deutscher Staatsorgane begründet. Entsprechend wirken die
Grundrechte als Abwehrrechte auch im Ausland nur gegenüber der deutschen Staats-
gewalt, nicht aber gegen den ausländischen Staat.

Danach binden die Grundrechte des GG die deutsche Staatsgewalt unabhängig von ei-
nem territorialen Bezug.19

Hinweis: Das BVerfG hat in der zugrunde liegenden Entscheidung (Urt. v. 19.05.2020 – 1 BvR
2835/17) ausdrücklich angemerkt, dass sich die Bindung der Grundrechte anders darstellen
könnte, wenn es nicht um die Abwehrfunktion der Grundrechte ginge, sondern um die Funk-
tion als Leistungs-/Teilhabe- oder Schutzrechte. Dies kann damit begründet werden, dass
die Pflicht des Staates zum Schutze der Individuen eng mit der Herrschaft über das eigene
Staatsgebiet verknüpft ist oder anders ausgedrückt ein Staat außerhalb des eigenen Staats-
gebietes nicht über das entsprechende Gewaltmonopol verfügt, um Grundrechte zu schüt-
zen.20

Hinweis: Aufgrund der dargestellten Entscheidung hat der Gesetzgeber die Vorschriften des
BNDG geändert. So wurde die technische Aufklärung eingeschränkt und es wurde mit dem
Unabhängigen Kontrollrat (§§ 40 ff. BNDG) ein neues Kontrollorgan geschaffen.

III. Privatrechtliches Staatshandeln

35 Die Zuordnung staatlicher Organisationsbereiche insbesondere zur „vollziehenden Ge-
walt“ ist von der Bestimmung der Tätigkeiten zu trennen, die zur Ausübung der vollzie-
henden Gewalt gehören. Unter diesem Gesichtspunkt ist fraglich, wieweit die Grund-
rechtsverpflichteten auch bei privatrechtlichem Tätigwerden zur Erfüllung öffentli-

cher Aufgaben (Verwaltungsprivatrecht) und bei erwerbswirtschaftlicher Betäti-

gung bzw. fiskalischem Handeln (z.B. zur Bedarfsdeckung) an die Grundrechte gebun-
den sind.

Im Verwaltungsprivatrecht besteht unstreitig eine (unmittelbare) Grundrechtsbin-
dung.21 In den beiden anderen Tätigkeitsbereichen wird sie zwar von der zivilgerichtli-
chen Rspr. abgelehnt,22 ansonsten aber heute generell bejaht. Die Grundrechtsbindung
gilt unabhängig von den gewählten Handlungsformen und den Zwecken, zu denen
die öffentliche Gewalt tätig wird, also selbst im fiskalischen Bereich.23 Für eine Grund-
rechtsbindung unabhängig von der gewählten Handlungsform spricht insbesondere

19 Schmahl NJW 2020, 2221, 2222; Hölscheidt Jura 2017, 148, 150 f.; BeckOK GG, Art. 10 Rn. 48.
20 So auch Uerpmann-Wittzack Jura 2020, 953, 956.
21 BeckOK, GG, Art. 1 Rn. 70 f.; Sodan, GG, Art. 1 Rn. 32.
22 BGHZ 154, 146, 150.
23 BVerfG RÜ 2016, 726, 727; BVerwG, Beschl. v. 10.11.2016 – 4 B 27.16; Michael/Morlok Rn. 468 ff.
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